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Abkürzungsverzeichnis

BIP Bruttoinlandsprodukt
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

PIB Produit intérieur brut
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Zur Diskussion standen im Nationalrat drei Vorlagen für Sofortmassnahmen, jene der
bürgerlichen Kommissionsmehrheit, jene der sozialdemokratischen
Kommissionsminderheit sowie ein Gegenvorschlag des Bundesrates. Unbestritten war
in allen Fraktionen die Notwendigkeit der steuerlichen Angleichung von Ehe- und
Konkubinatspaaren. Die Kommissionsmehrheit beantragte die Schaffung eines
Doppeltarifes für Alleinstehende und Verheiratete mit einer gleichzeitigen Verflachung
der steilen Progression für Einkommen zwischen 50'000 und 100'000 Franken. Die
Minderheit, unterstützt von der LdU/EVP- und der PdA/PSA/POCHFraktion, wollte beim
Einfachtarif bleiben, dafür aber ein "Teilsplitting", das heisst eine getrennte
Veranlagung für doppelverdienende Ehepaare bis zu einem Einkommen von 20'000
Franken einführen. Ausserdem sollten die von der Mehrheit vorgeschlagenen
Kinderabzüge von 4'000 Franken pro Kind auf 5'000 erhöht werden. Beim ersten
Vorschlag wurde mit jährlichen Einnahmenausfällen von rund CHF 365 Mio., beim
zweiten gar mit solchen von rund CHF 470 Mio. gerechnet. Der Finanzminister erinnerte
deshalb daran, dass die Eliminierung der kalten Progression im Jahr 1989 einen
zusätzlichen Steuerausfall von CHF 550 Mio. bringen werde und setzte sich deshalb für
die bundesrätliche Lösung ein. Diese wollte vor allem die Familien mit Einkommen von
weniger als 50'000 Franken begünstigen, jene von über 100'000 Franken dagegen
zusätzlich belasten. In der Schlussabstimmung wurde der Vorschlag der
Kommissionsmehrheit bei etlichen sozialdemokratischen Enthaltungen mit 105:31
Stimmen angenommen.
Bereits zwei Wochen später wurde das Geschäft im Ständerat behandelt. O. Piller (sp,
FR) machte hier erneut darauf aufmerksam, dass die Vorlage nicht mittlere, sondern
hohe Einkommen am meisten begünstige, erzielten doch in seinem Kanton 92% der
Steuerzahler Einkommen von weniger als 50'000 Franken und könnten so von einer
Entlastung von lediglich 50 bis 80 Franken profitieren. Bundesrat Stich warnte
nochmals vor der Gefährdung einer umfassenden Steuerreform durch das Herauslösen
der Steuerentlastungen, doch die kleine Kammer folgte den Argumenten der
Nationalratsmehrheit und verabschiedete den bis zum Inkrafttreten des
Bundesgesetzes über direkte Steuern, höchstens aber bis 1992 befristeten
Bundesbeschluss mit 33:4 Stimmen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.10.1987
LUZIUS MEYER

Finanz- und Ausgabenordnung

Die Oppositionsgruppe rekrutierte sich aus den Kreisen der PdA und des Landesrings.
Die ersten stellten der Finanzvorlage, die sie als «Reform für die Reichen»
bezeichneten, ein prinzipielles Nein entgegen. Die zweiten begründeten ihre Ablehnung
mit Mängeln der Vorlage. Sie kritisierten das Fehlen von Ansätzen zu einer
Steuerharmonisierung, die mangelnde Rücksicht auf die arbeitenden Ehefrauen, den
Verzicht auf jede Reform und auch die «Privilegierung der Reichen». Schliesslich lehnte
auch die EVP die Finanzordnung ab, und zwar weil der Bundesrat den Bierbrauern bei
der Regelung der Biersteuer «ungerechtfertigte Sonderrechte» eingeräumt habe. Alle
übrigen bedeutenden schweizerischen Parteien, Verbände und Gruppierungen
empfahlen den Stimmbürgern, ein Ja in die Urne zu legen. Sie taten dies ohne grosse
Begeisterung und im Bewusstsein, dass für grössere Reformen, wie sie von den Parteien
in ihren Wahlprogrammen postuliert wurden, keine tragfähige Mehrheit zu finden war.
Die Abstimmung vom 6. Juni warf keine hohen Wellen. Sie ergab einen komfortablen
Stimmenüberschuss (930'878 Ja, 348'702 Nein) für die Vorlage. Kein einziger Stand
lehnte sie ab. Das nochmalige Absinken der Stimmbeteiligung auf 37 Prozent wurde
teilweise der erstmaligen Teilnahme der Frauen an einem eidgenössischen Urnengang
zugeschrieben. Das Aktionskomitee für die Rechte von Volk und Ständen in
Steuersachen, das im November 1970 die damalige Vorlage mit einer Gegeninitiative
bekämpft hatte, sah seine Ziele erreicht und verzichtete auf die Einreichung des
Volksbegehrens.

Abstimmung vom 06. Juni 1971

Beteiligung: 37.76%

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.06.1971
ULRICH KLÖTI
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Ja: 930'878 (72.75%) / Kantone: 19 6/2
Nein: 348'702 (27.25%) / Kantone: 0

Parolen:
- Ja: CVP, FDP, LPS, SD, SPS, SVP
- Nein: EVP, LdU, PdA 2

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Neben einer Ausgabenbremse hält der Bundesrat auch eine verfassungsmässige
Schuldenbremse für nötig. Er präsentierte gleichzeitig mit dem Budget 96 zwei
verschiedene Varianten der Schuldenbremse, die weiter geprüft werden sollen. Nach
dem - von Finanzminister Stich bevorzugten - Saldomodell muss die Finanzrechnung
bei wirtschaftlicher Normallage (BIP-Zuwachs von 0,5-1,8%) ausgeglichen abschliessen.
Übersteigt das reale Wirtschaftswachstum diesen Grenzwert, muss ein
Einnahmeüberschuss erzielt werden, bei schlechter Konjunkturlage sind Defizite
möglich. Wird diese Vorgabe nicht eingehalten, kann der Bundesrat die Finanzhilfen
und Abgeltungen um bis zu 30% kürzen, ohne das Parlament zu befragen.
Voraussetzung für die Einführung des strengen Saldomodells wäre die vorgängige
Beseitigung des strukturellen Defizits. Die zweite, weniger strenge Variante geht von der
Faustregel aus, dass die Ausgaben nicht stärker zunehmen dürfen als das trendmässige
Wachstum des BIP, das höchstens zulässige Ausgabenwachstum über zwei Jahre ist
jedoch auf 10% begrenzt. Die Vorschläge gingen in die Vernehmlassung. Ebenfalls im
Sinne einer Schuldenbremse lancierte der LdU eine Volksinitiative «Schluss mit der
Schuldenwirtschaft». Der Initiativtext verlangt, dass innerhalb von Vierjahresperioden
die Bundesausgaben die Einnahmen nicht übersteigen dürfen. Wie zu kürzen ist, lässt
der Verfassungsvorschlag offen; ausgenommen von den Kürzungen sind aber die
Kantonsanteile an den Bundeseinnahmen und die Sozialversicherungen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.10.1995
EVA MÜLLER

Voranschlag

Auch das Parlament vertröstete sich grösstenteils auf das Stabilisierungsprogramm 98
und das Haushaltsziel 2001. Als Erstrat lehnte der Ständerat zwei Rückweisungsanträge
Uhlmann (svp, TG) und Weber (ldu, ZH) ab, die ein Defizit von maximal CHF 6 Mrd. bzw.
CHF 7 Mrd. zulassen wollten. Dem befristeten Lohnopfer des Bundespersonals von
höchstens 3% stimmte er zu, wobei er dieses gemäss dem Kommissionsantrag abstufte.
Einen Antrag Seiler (svp, SH), der untere Lohnkategorien von der Lohnkürzung
ausnehmen wollte, lehnte er ab, ebenso wie einen Antrag Frick (cvp, SZ), der die
Parlamentarierentschädigungen kürzen wollte. Der Ständerat folgte durchwegs seiner
Finanzkommission und sanktionierte schliesslich ein Defizit von CHF 7.78 Mrd. Auch im
Nationalrat waren drei Rückweisungsanträge chancenlos. Die SVP verlangte Kürzungen
von CHF 2.4 Mrd., der LdU ein Defizit von höchstens CHF 7 Mrd. und die Demokratische
Fraktion ein solches von höchstens CHF 4 Mrd. Wie im Ständerat war auch in der
grossen Kammer das Lohnopfer der Bundesbeamten Zankapfel. Während ein Antrag
Hafner (sp, SH) tiefere Lohnklassen vor Abstrichen bewahren wollte, forderte Blocher
(svp, ZH) eine generelle Besoldungsrevision und einen Abbau von 100 Stellen. In einer
«unheiligen Allianz» brachten Linke und SVP lineare Lohnkürzungen zu Fall. Ansonsten
folgte auch der Nationalrat seiner Finanzkommission und lehnte unter anderem einen
Antrag Blocher, den Etat für die Flüchtlingshilfe um CHF 47 Mio. zu kürzen, ab. Die SP
hatte keinen Erfolg mit Angriffen auf die Mittel des EMD, und die Lastwagenlobby
scheiterte erneut mit dem Versuch, die Entwicklung eines Fahrleistungsmessgerätes zur
Erhebung der leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe zu stoppen. Den Bauern
versagte der Nationalrat den Wunsch, die von der Kommission um CHF 10 Mio.
gekürzten Finanzen für Bodenverbesserungen und landwirtschaftliche Hochbauten
wieder aufzustocken. In der Differenzbereinigung schloss sich der Ständerat bei den
meisten Positionen dem sparfreudigeren Nationalrat an. Abstriche von CHF 40 Mio. bei
der Rüstung lehnte er aber ab und ging auch auf einen Vermittlungsantrag für eine
Reduktion von CHF 16 Mio. nicht ein. Auch bezüglich des Lohnopfers hielt der Ständerat
an seiner Position fest. Der Nationalrat lehnte zwar lineare Lohnkürzungen erneut ab,
verweigerte mit Hilfe der SVP aber auch eine Aufstockung des Budgets. Der Bundesrat
stellte deshalb Einsparungen andernorts beim Personal in Aussicht.
Zum Lohnopfer der Bundesbeamten siehe auch oben, Teil I, 1c (Verwaltung). 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.12.1997
EVA MÜLLER
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Finanzhaushalt der Kantone und Gemeinden

Nur als Postulat überwies der Nationalrat eine LdU/EVP-Motion, die eine Entflechtung
der öffentlichen Haushalte forderte. Der Bundesrat begrüsste zwar das Anliegen der
Motionäre, wonach den Kantonen konkrete Leistungen zugunsten des Bundes (z.B. in
Bereichen wie Militär, Asyl) abzugelten und zweckgebundene Subventionen auf ein
Minimum zu beschränken sind. Einen Abbau der Subventionen des Bundes an die
Kantone innert nur fünf Jahren auf die Hälfte des heutigen Standes lehnte der
Bundesrat jedoch ab. Er verwies auf eine grundlegende Reform des Finanzausgleichs,
für die der Bundesrat im Juni grünes Licht erteilt hat, und die 1996 vorliegen soll. 5

MOTION
DATUM: 02.02.1995
EVA MÜLLER

1) AB NR, 1987, S. 1115 ff.; AB NR, 1987, S. 1519; AB SR, 1987, S. 522 ff.; AB SR, 1987, S. 571; BBL, 1987, III, S. 256 ff.; Presse vom
24.9. und 8.10.87
2) Tat, 3.3., 4.3. und 27.5.71; NZZ, 18.3., 18.5., 27.5. und 7.6.71; Tw, 19.3.71; BN, 29./30.5.71; VO, 29.5. und 3.6.71; Tat, 7.6.71.
3) BBl, 1995, I, S. 356 ff.; Presse vom 25.2.95; SHZ, 30.3.95; BaZ und Bund, 27.10.95; DAZ, 6.3.95
4) AB NR, 1997, S. 2516 f.; AB NR, 1997, S. 2534 ff.; AB NR, 1997, S. 2569 ff.; AB NR, 1997, S. 2679 ff.; AB NR, 1997, S. 2712 ff.; AB
NR, 1997, S. 2757 f.; AB SR, 1997, S. 1040 ff.; AB SR, 1997, S. 1214 ff.; AB SR, 1997, S. 1264 ff.; AB SR, 1997, S. 1295; Presse vom
3.12. und 4.12., 9.12. und 10.12.97; NZZ, 22.12.97
5) AB NR, 1995, S. 326 ff.
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